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§34
Schadensverursachung bei Vertragsabschluß

Verletzt ein Partner bei der Vorbereitung oder beim Ab- 
. Schluß eines -Vertrages handelsübliche Sorgfaltspflichten, so 

ist der andere Partner berechtigt, Aufwendungsersatz zu ver­
langen.

§35
Formerfordernisse

Ist für einen Vertrag eine bestimmte Form festgelegt, so 
gilt sie auch für seine Änderungen und Ergänzungen.

§36
Aufschiebende und auflösende Bedingung

(1) Ist ein Vertrag unter einer aufschiebenden oder unter 
einer auflösenden Bedingung geschlossen, so wird er mit Ein­
tritt der Bedingung wirksam bzw. unwirksam.

(2) Vereitelt oder beeinträchtigt der eine Partner das be­
dingte Recht des anderen, so ist der andere Partner nach sei­
ner Wahl berechtigt, Erfüllung des Vertrages, wie in dem 
Falle, in dem die aufschiebende Bedingung eingetreten bzw. 
die auflösende Bedingung nicht eingetreten wäre, oder Scha­
denersatz zu verlangen.

§37
Genehmigung durch einen Dritten oder den Vertretenen

(1) Ist ein Vertrag vorbehaltlich der Genehmigung durch 
einen Dritten oder von einem Vertreter vorbehaltlich .der Ge­
nehmigung durch den Vertretenen geschlossen worden, so 
wird der Vertrag mit der Erteilung der Genehmigung wirk­
sam.

(2) Der zur Beschaffung der Genehmigung Verpflichtete hat 
den anderen Partner unverzüglich über die Erteilung der 
Genehmigung zu informieren.

(3) Wird über die Erteilung der Genehmigung nicht inner­
halb von 2 Monaten nach Abschluß des Vertrages informiert, 
so ist der andere Partner berechtigt, von diesem Vertrag

' zurückzutreten.

§38
Genehmigung durch staatliche Organe

(1) Bedarf ein Vertrag zu seiner Wirksamkeit der Geneh­
migung durch ein staatliches Organ, so wird der Vertrag mit 
der Erteilung dieser Genehmigung wirksam.

(2) Derjenige, der diese staatliche Genehmigung beschaf­
fen muß, ist verpflichtet, sich unverzüglich mit handelsüblicher 
Sorgfalt um die Genehmigung zu bemühen und die. damit 
verbundenen Aufwendungen zu tragen sowie den anderen 
Partner über den Erhalt oder die Ablehnung der Genehmi­
gung unverzüglich zu informieren.

(3) Falls der verpflichtete Partner die Genehmigung nicht 
innerhalb der vereinbarten Frist und auch nicht innerhalb 
einer ihm vom anderen Partner gesetzten angemessenen Nach­
frist oder, wenn keine Frist bestimmt ist, innerhalb von 6 Mo­
naten nach Vertragsabschluß beschafft, ist der andere Partner 
berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten. Das gleiche 
gilt, wenn der verpflichtete Partner ihn nicht innerhalb die­
ser Frist über die Erteilung der Genehmigung informiert.

§39
Vertrag zugunsten eines Dritten

(1) Haben die Partner eines Vertrages vereinbart, daß das 
Recht auf die Leistung einem Dritten (Begünstigten) unmit­
telbar zusteht, so erwirbt der Begünstigte dieses Recht mit 
Abschluß des Vertrages. Die Vertragspartner können dieses 
Recht nur mit Zustimmung des Begünstigten aufheben oder 
ändern.

(2) Lehnt der Begünstigte den Erwerb des Rechts ab, so 
steht es dem Partner des zur Leistung Verpflichteten zu.

(3) Der zur Leistung Verpflichtete ist berechtigt, Einwen­
dungen aus dem Vertrag, die ihm gegenüber dem Partner 
zustehen, auch gegenüber dem Begünstigten zu erheben.

§ 40 . *
Pflicht zum Vertragsabschluß mit Dritten

Hat ein Partner einen Vertrag mit einem Dritten zu schlie­
ßen, aus dem auch dem anderen Partner Rechte oder Pflichten 
erwachsen, so ist er verpflichtet, den Dritten mit handels­
üblicher Sorgfalt auszuwählen und den Vertrag zu handels­
üblichen Bedingungen zu schließen.

§41
Bestimmung von Vertragsbedingungen durch Dritte

(1) Haben die Partner vereinbart, daß ein Dritter einzelne 
Bedingungen des Vertrages bestimmen soll, so ist die Bestim­
mung für die Partner nur verbindlich, wenn sie der Dritte 
unter Berücksichtigung des Vertragszwecks, des übrigen Ver­
tragsinhalts und der Handelsüblichkeit trifft.

(2) Bestreitet ein Partner die Verbindlichkeit der von einem 
Dritten vorgenommenen Bestimmung von Vertragsbedingun­
gen oder nimmt der Dritte die Bestimmung nicht vor, so kann 
jeder Partner verlangen, daß die betreffenden Bedingungen 
durch das zuständige Gericht oder Schiedsgericht bestimmt 
werden.

§42
Vertragsergänzung durch Gericht oder Schiedsgericht

(1) Haben die Partner vereinbart, bei Eintreten bestimmter 
Umstände den Vertrag zu ergänzen und können sie sich 
darüber nicht einigen, so ist ein Partner nur berechtigt, beim 
vereinbarten Gericht oder Schiedsgericht die Ergänzung des 
Vertrages zu beantragen, wenn das von den Partnern ver­
einbart worden ist.

(2) Das Gericht oder Schiedsgericht hat bei seiner vertrags­
gestaltenden Entscheidung vom Vertragszweck; dem übrigen 
Vertragsinhalt und der Handelsüblichkeit auszugehen.
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6. Teil 
Vertragsinhalt

*  1 .  K a p i t e l

Allgemeine Bestimmungen über den Vertragsinhalt

§43
Leistungsort

(1) Leistungsort ist der Sitz des Schuldners. -
(2) Hat der Leistungsgegenstand einen Lage- oder Her­

stellungsort, so ist dieser Ort, wenn er dem anderen Partner 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bekannt war, der 
Leistungsort.

(3) Ist bei Lieferungen eine handelsübliche Lieferklausel 
vereinbart, so ist der darin bestimmte Ort des Gefahrenüber­
gangs der Leistungsort.

(4) Bei Geldleistungen ist der Leistungsort nach Wahl des
Schuldners eine der vom Gläubiger angegebenen Banken. 
Hat der Gläubiger keine Bank angegeben, so ist der Schuld­
ner berechtigt, nach seiner Wahl am Sitz des Gläubigers zu 
leisten oder das Geld zu hinterlegen. Die Leistung gilt als 
rechtzeitig, wenn der Schuldner sie zur Leistungszeit ver­
anlaßt. «■

§44
Leistungszeit

(1) Ist der Zeitpunkt für die Leistung weder vereinbart 
noch aus dem Zweck der Leistung zu entnehmen, so ist der


